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VERSICHERUNGSSCHUTZ

tödlicher Motorradunfall auf dem rückweg vom Urlaub: 
Unfallversicherung muss Witwe rente zahlen
| Das Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg hat sich in seiner Entscheidung mit der 
Frage befasst, ob der Klägerin ein Anspruch auf Sterbegeld und Witwenrente aus der gesetz-
lichen Unfallversicherung zusteht, nachdem ihr Ehemann einen tödlichen Motorradunfall  
erlitten hatte. |

DROGENFAHRT

Anfangsverdacht für Anordnung einer Blutprobe
| Bei der Anordnung der Entnahme einer Blutprobe kann sich die Frage des sog. Richtervor-
behalts stellen. Das bedeutet, dass nur ein Richter bestimmte Maßnahmen anordnen kann. 
Das Amtsgericht (AG) Ratzeburg hatte zu entscheiden, wann eine Blutprobe durch einen Poli-
zeibeamten angeordnet werden kann. |

Polizist vermutete eine Drogenfahrt und ordnete Blutprobe an
In dem Fall hatte der Fahrer eines Pkw bei einer Standkontrolle auf einem BAB-Rastplatz sehr 
nervös gewirkt. Er konnte nicht stillstehen und hatte deutlich zitternde Hände. Ebenso führte er 
häufig seine Hände an verschiedene Körperstellen, einmal zum Kratzen am Hals, einmal, um in 
seine Hosentaschen zu greifen. Zudem war er redselig und aus Sicht des kontrollierenden Poli-
zeibeamten unangepasst euphorisch. Aus diesen Beobachtungen leitete der den Verdacht ab, 
dass der Betroffene eine Drogenfahrt begangen haben könnte. Da der Pkw-Fahrer einen Urin-
test verweigerte, wurde eine Blutprobe angeordnet. Nach deren Ergebnis befanden sich im Blut 
des Betroffenen 3,9 ng/ml THC.

Verteidigung hatte keinen erfolg
Zwar sei die Anordnung einer Blutprobe im Bußgeldverfahren eine Maßnahme, die grundsätz-
lich mit dem Antrag auf gerichtliche Entscheidung anfechtbar ist. Hier habe die Blutentnahme 
aber nicht durch einen Richter angeordnet werden müssen.

Der Gesetzeswortlaut fordert einen „einfachen“ Verdacht, also keinen hinreichenden oder gar 
dringenden Tatverdacht. Ein solcher Anfangsverdacht setzt nur voraus, dass zureichende, über 
bloße Vermutungen hinausreichende, tatsächliche Anhaltspunkte für eine verfolgbare Straftat 
vorliegen.

entscheidend: viele Auffälligkeiten beim Autofahrer
Das AG hat dem Verteidiger zwar zugestanden, dass die von dem Polizeibeamten geschilderten 
Umstände isoliert betrachtet den Verdacht einer Drogenfahrt nicht begründen könnten. Ent-
scheidend sei indessen, dass eine Vielzahl von Besonderheiten beim Betroffenen vorgelegen 
haben, die eben diesen Verdacht begründeten.

Mag man durch die Situation der polizeilichen Kontrolle noch die Nervosität des Betroffenen 
erklären können, gilt dies nicht für das Hinzutreten zitternder Hände sowie einer in der Situati-
on unangemessenen Euphorie. Derartige kumulative, situationsuntypische Reaktionen sind  
gerade durch die Einnahme von Betäubungsmittel zu erklären.

QUeLLe | AG Ratzeburg, Urteil vom 22.12.2023, 31a OWi 46/23 jug., Abruf-Nr. 239089 unter www.iww.de
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ehemann der klägerin bei Verkehrsunfall tödlich verletzt
Der Ehemann der Klägerin war Inhaber eines Autohauses in Berlin und als Unternehmer frei-
willig bei der beklagten Berufsgenossenschaft versichert. Die Klägerin war in dem Autohaus 
angestellt tätig. Die gemeinsame Wohnung der Eheleute lag etwa 14 km vom Autohaus entfernt. 
Am 19.8.2013 reisten beide gemeinsam auf ihrem Motorrad aus einem mehrtägigen Urlaub in 
Thüringen die rund 400 km lange Strecke zurück nach Berlin, der Ehemann lenkte das Motor-
rad. Da die Tochter des Ehepaares während des Urlaubs die Geschäfte des Autohauses weiter-
geführt hatte und wegen eines Zahnarzttermins um 14:00 Uhr auf ihrer Arbeit abgelöst werden 
sollte, wollten sich die Eheleute aus Thüringen kommend direkt zum Autohaus begeben. Dort 
sollten von beiden die weiteren Geschäfte aufgenommen werden, ohne zuvor in die Familien-
wohnung zu fahren. Bereits auf dem Berliner Stadtgebiet, noch bevor sich die Wege zum Auto-
haus und zur Familienwohnung gabelten, kam es gegen 13:25 Uhr zu einem Verkehrsunfall, bei 
dem sich die Klägerin erheblich verletzte und ihr Ehemann verstarb.

Berufsgenossenschaft lehnte sterbegeld ab
Die Berufsgenossenschaft lehnte es ab, der Klägerin Hinterbliebenenleistungen (Sterbegeld 
und Witwenrente) zu erbringen. Ihr Ehemann habe sich bei dem Unfall nicht auf einem versi-
cherten Arbeitsweg befunden, sondern lediglich auf einem privat veranlassten Rückweg von 
einer Urlaubsreise. Die hiergegen gerichtete Klage vor dem Sozialgericht (SG) Berlin und die 
Berufung vor dem LSG blieben zunächst ohne Erfolg. Auf die vom LSG wegen grundsätzlicher 
Bedeutung der Sache zugelassene und von der Klägerin eingelegte Revision hin hat das Bun-
dessozialgericht (BSG) das Urteil des LSG aufgehoben und die Sache dorthin zur weiteren Auf-
klärung des Sachverhalts sowie zur erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen.

Landessozialgericht spricht hinterbliebenenleistungen zu
Das LSG hat jetzt entschieden: Der Ehefrau stehen Hinterbliebenenleistungen zu. Der tödliche 
Motorradunfall stelle für den Ehemann als freiwillig versicherten Unternehmer einen Arbeits-
unfall dar.

Zum einen sei der Ehemann versichert gewesen, weil er sich selbst zum Zeitpunkt des Unfalls 
auf dem direkten Weg zum Autohaus begeben wollte, um dort seiner Arbeit nachzugehen. Zum 
anderen habe Versicherungsschutz auch deshalb bestanden, weil die objektiven Begleitum-
stände und die Angaben der Ehefrau darauf schließen ließen, dass der verunglückte Ehemann 
seine Frau direkt zum Autohaus gefahren habe, damit diese dort die gemeinsame Tochter bei 
der Arbeit habe ablösen können. Damit liege ein versicherter, sogenannter „Betriebsweg“ vor, 
der nicht auf das Betriebsgelände beschränkt sei, aber dennoch im unmittelbaren betrieblichen 
Interesse liege.

Dem Versicherungsschutz stehe nicht entgegen, dass der Weg aus dem Urlaub (von einem 
„dritten Ort“ aus) angetreten worden sei und mithin erheblich länger gewesen sei, als es  
die Strecke von der Wohnung zur Arbeit gewesen wäre. Entscheidend sei, dass der zurückge-
legte Weg die direkte Strecke zum Autohaus gewesen sei bzw. dass der subjektive Wille in erster 
Linie auf die Wiederaufnahme der Arbeit gerichtet gewesen sei. Dies hat das LSG anhand der 
vorliegenden Indizien des Falls bejaht. Insbesondere seien auch der Unfallzeitpunkt (13:25 Uhr) 
und der Zeitpunkt, zu dem die Tochter im Autohaus abgelöst werden sollte (14:00 Uhr), zeitlich 
stimmig.

QUeLLe | LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 30.1.2024, L 21 U 202/21, PM vom 1.2.2024



MONATSRUNDSCHREIBEN 07-2024

Verkehrsrecht

ABSCHLEPPKOSTEN

Versicherer-einwand von zu großem Abschlepp-Lkw
| Die Abschleppunternehmer rechnen üblicherweise nach Einsatzstunden ab, wobei im  
Stundensatz die Kosten für das Fahrzeug und den Fahrer enthalten sind. Die Preis- und  
Strukturbefragung des Verbands Bergen und Abschleppen (VBA) differenziert dabei im  
unteren Segment nach Abschleppfahrzeugen unter und über zwölf Tonnen zulässigem  
Gesamtgewicht (zGG). Das Amtsgericht (AG) Pforzheim musste einen Fall entscheiden, bei 
dem der Abschleppunternehmer mit einem 13-Tonner vorgefahren kam. |

Der Versicherer trug vor, bei dem konkreten Gewicht des zu transportierenden Fahrzeugs hätte 
auch ein 11-Tonner genügt. Auf dieser Grundlage hatte er die Abschleppkosten nur reduziert 
erstattet.

Das Gericht entschied: Es möge es sein, dass ein 11-Tonner genügt hätte. Doch sei dies im Vor-
hinein nicht abschätzbar.

QUeLLe | AG Pforzheim, Urteil vom 11.1.2024, 9 C 1207/23, Abruf-Nr. 239252 unter www.iww.de

KOSTEN FÜR LEERFAHRT

Abschleppen eines Privatfahrzeugs  
von carsharing-Parkplatz darf angeordnet werden
| Das Ordnungsamt darf einen privaten Pkw, der auf einem Carsharing-Parkplatz abgestellt 
worden ist, unabhängig davon abschleppen lassen, ob ein Carsharing-Fahrzeug an der Nut-
zung dieses Parkplatzes konkret gehindert worden ist. Das hat das Verwaltungsgericht (VG) 
Düsseldorf entschieden und die Klage der Fahrzeugführerin gegen einen Leistungs- und  
Gebührenbescheid abgewiesen. |

Die Klägerin hatte ihren Pkw auf einer Fläche abgestellt, die durch Verkehrsschilder als Park-
platz für Carsharing-Fahrzeuge gekennzeichnet war. Ein Mitarbeiter der städtischen Verkehrs-
überwachung stellte den Verstoß fest und beauftragte einen Abschleppwagen. Kurz vor dessen 
Eintreffen erschien die Klägerin und entfernte ihr Fahrzeug von dem Parkplatz. Die Stadt mach-
te ihr gegenüber mit Leistungs- und Gebührenbescheid die Kosten der Leerfahrt des Abschlepp-
wagens geltend und setzte eine Verwaltungsgebühr fest. Zur Begründung ihrer Klage gegen 
diesen Bescheid trug die Klägerin vor, sie habe nur elf Minuten auf dem Carsharing-Platz  
geparkt und zu dieser Zeit seien noch weitere Parkplätze frei gewesen, sodass ein Abschleppen 
nicht notwendig gewesen sei.

Das VG: Die Beauftragung des Abschleppwagens war rechtmäßig. Ein Fahrzeug, das auf einem 
nach der Beschilderung ausschließlich Carsharing-Fahrzeugen vorbehaltenen Parkplatz steht, 
aber nicht am Carsharing teilnimmt, wird so betrachtet, als wenn es in einem absoluten Halte-
verbot stünde. Die Abschleppmaßnahme war verhältnismäßig, weil die Funktion der Parkplätze 
für Carsharing-Fahrzeuge nur gewährleistet ist, wenn sie jederzeit von nicht parkberechtigten 
Fahrzeugen freigehalten werden. Daher kommt es auch nicht darauf an, ob die Klägerin durch 
das verbotswidrige Abstellen konkret ein bevorrechtigtes Carsharing-Fahrzeug am Parken  
gehindert hat. Das Abschleppen ist auch unter dem Gesichtspunkt gerechtfertigt, dass von  
einem zu Unrecht auf einem Carsharing-Parkplatz abgestellten Fahrzeug eine negative Vorbild-
wirkung für andere Kraftfahrer ausgeht.

QUeLLe | VG Düsseldorf, Urteil vom 20.2.2024, 14 K 491/23, PM vom 28.2.2024


